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GEMEINSAMER LEITANTRAG VON LÄNDERRAT UND VORSTAND

Endlich Anerkennung! Jetzt Qualität nachhaltig 
sichern.

ANTRAG 1

1. Der BdB begrüßt das Gesetz zur Reform 
des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts vom 04. Mai 2021, weil
	Q es eine klare Orientierung in Inhalt und 
Wortlaut an der UN-BRK vornimmt, 
Wünsche der Klient*innen zum zen-
tralen Maßstab des betreuerischen 
Handelns macht sowie eine deutlich 
definierte Nachrangigkeit der stellver-
tretenden Entscheidung gegenüber 
anderen Formen der Unterstützung 
vorsieht („Unterstützte Entscheidungs-
findung“). 

	Q es mit der Einführung eines Registrie-
rungs- und Zulassungsverfahrens den 
Betreuerberuf als solchen anerkennt 
und mit dem Sachkundenachweis erst-
mals die Qualifikation Grundlage der 
Berufsausübung ist.

2. Besonders für die Berufsbetreuer*innen
bringt das Gesetz ab Inkrafttreten am
1.1.2023 folgende Verbesserungen mit
sich:
	Q Die Einführung einer verpflichtenden
Sachkunde bedeutet Rückenwind für 
die generelle berufliche Weiterent-
wicklung.

	Q Ein steigender Anspruch an die Fach-
lichkeit und Professionalität des Berufs-
betreuers bedeutet eine wachsende 
Gewährleistung einer qualitätsvollen 
Betreuung für die Klient*innen.

	Q Sie bedeutet gleichzeitig, dass Berufs-
betreuer*innen besser vorbereitet sind 
auf das komplexe Aufgabenspektrum 
rechtlicher Betreuung (nicht das Wissen 
über einschlägige Rechtsvorschriften 
ist dabei entscheidend, sondern an-
gewandte Fachkompetenz!)

	Q Mittelfristig kann sich so das tlw. 
schwierige Außenbild von Betreuung 
verbessern.

	Q Die Zulassung und Registrierung ist 
justitiabel, eine Nichtzulassung ist ge-
richtlich überprüfbar.

	Q Die Vergütung wird mit der Registrie-
rung abhängig von der Qualifikation 
einmalig festgelegt, Herabstufungen 
sind nicht mehr möglich, wohl aber 
Höherstufungen durch Weiterquali-
fizierung.

	Q Alle zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
länger als drei Jahre tätigen Berufs-
betreuer*innen werden ohne weite-
ren Sachkundenachweis in die Ver-
gütungsstufe, die ihrer formalen Aus-
bildung entspricht – unabhängig von 
durch diese Ausbildung „verwertba-
ren Kenntnissen“ – eingestuft (wenn 
sie also vor dem 1.1.2020 die Tätigkeit 
begonnen haben).

	Q Insbesondere mehr als drei Jahre tätige 
Berufsbetreuer*innen mit einer Hoch-
schulausbildung werden dann auto-
matisch in die oberste Vergütungsstufe 
eingestuft.

	Q Die Zulassung als Berufsbetreuer*in ist 
nicht mehr von der Anzahl der geführ-
ten Betreuungen abhängig (Wegfall der 
„Elfer-Regel“).

3. Der BdB bedauert sehr und kritisiert des-
halb scharf, dass der mit der Stärkung
der Klient*innenrechte verbundene
Mehraufwand auf Seiten der Berufs-
betreuer*innen nicht gesehen und ver-
gütungstechnisch ausgeglichen wird.
Dabei handelt es sich um folgende im
Sinne des Selbstbestimmungsrechts

wichtige und auch vom BdB unter-
stützte Punkte:
	Q Konsequente Umsetzung des Vor-
rangs der Unterstützung vor der Ver-
tretung,

	Q der Anfangsbericht und dessen Erör-
terung mit den Klient*innen und den 
Rechtspfleger*innen,

	Q die differenzierten Jahresberichte u.a. 
mit der Darstellung der Sichtweise der 
Klient*innen,

	Q die Schlussberichte,
	Q die obligatorischen Kennenlerngesprä-
che vor Beginn einer Betreuung,

	Q die veränderten Mitteilungs- und Nach-
weispflichten gegenüber den Betreu-
ungsbehörden (§25 BtOG),

	Q Veränderungen bei Aufsicht durch das 
Betreuungsgericht (§ 1862 BGB).

Außerdem sind die Erfüllung und der 
Nachweis der Registrierungsvorausset-
zungen mit zeitlichem und finanziellem 
Aufwand verbunden.

Dieser Mehraufwand muss im Rahmen der 
Evaluation des Vergütungsgesetzes von 
2019 mit untersucht und vergütungstech-
nisch ausgeglichen werden.

4. Einige Punkte, die der BdB in seinen
Stellungnahmen zum Referenten- und
zum Regierungsentwurf vorgetragen
hat, blieben leider unberücksichtigt und 
müssen spätestens im Rahmen der Eva-
luation dieses Gesetzes aufgenommen
werden (2028):
	Q Dynamisierung der Vergütung,
	Q Abschaffung des dreigeteilten Vergü-
tungssystems,

Delegiertenversammlung 2021



	Q Berücksichtigung von Dolmetscherkos-
ten als Mehraufwand,

	Q Zeugnisverweigerungsrecht,
	Q Ablehnung des Ehegattenvertretungs-
rechts,

	Q deutlichere Formulierung, dass die An-
ordnung einer Betreuung „für alle An-
gelegenheiten“ unzulässig ist,

	Q Streichung § 1816 Abs. 5 BGB-neu (Ein-
schränkung der Selbstbestimmung bei 
ausdrücklichem Wunsch einer Berufs-
betreuung sowie „Fallzahlbegrenzung 
durch die Hintertür“),

	Q der Einwilligungsvorbehalt nach § 1825 
BGB-neu ist noch einmal einzuschrän-
ken auf „Teilbereiche“ eines Aufgaben-
bereichs,

	Q die vorgesehene Umkehr der Beweislast 
zu Lasten von Betreuer*innen (§ 1826 
BGB-neu) ist zurückzunehmen,

	Q eine Beschränkung der Beratung des 
Betreuungsgerichts nur auf die „Rechte 
und Pflichten“ ist zu eng (§ 1861 BGB-
neu),

	Q die Aufsichtsfunktion des Betreuungs-
gerichts wird künftig stärker auf die 
Ermittlung der Wünsche des Betreuten 
ausgerichtet - eine Fachaufsicht durch 
Gerichte lehnt der BdB allerdings ab 
(§ 1862 BGB-neu),

	Q eine flächendeckende und verpflich-
tende Einführung der neuen „Erweiter-
ten Unterstützung“ (§ 8 BtOG-neu),

	Q die Rechtswege (Überprüfung der Ein-
stufung, bei der Registrierung) sind 
nicht befriedigend,

	Q die Neuformulierung der Prozessfähig-
keit bei rechtlicher Betreuung (§ 53 ZPO) 
ist als erster Schritt gut - aber noch nicht 
befriedigend,

	Q die zurzeit bestehende Pflicht zur Ge-
werbeanmeldung ist aufzuheben.

5. Zur Rechtsverordnung über den Sach-
kundenachweis erwartet der BdB vom 
Verordnungsgeber (BMJV mit Zustim-
mung des Bundesrates), dass der Sach-
kundenachweis durch die erfolgreiche 
Teilnahme an einem modularisierten
Sachkundekurs erbracht werden soll,
der folgenden Bedingungen genügt:

	Q Inhaltlich bewegt sich dieser Sachkun-
delehrgang um die Themenkomplexe 
„Rechts- und Rechtsanwendungskom-
petenzen“, „Methoden und Konzepte 
für die Betreuungsführung“ und „Hu-
manwissenschaftliche und sonstige 
Grundlagen“. Diese werden in unter-
schiedliche Module untergliedert.

	Q Strukturell betrachtet ist ein solcher 
modularisierter Sachkundelehrgang für 
alle angehenden Berufsbetreuer*innen 
gleich – unabhängig davon, ob Bewer-
ber*innen fast alle, einen Teil oder keine 
betreuungsrechtlich relevanten Vor-
kenntnisse mitbringen. Hier bedarf es 
einer individuellen Prüfung des Fortbil-
dungsanbieters, welche Vorkenntnisse 
anerkannt werden und daraufhin wel-
che Module noch erfolgreich besucht 
werden müssen.

	Q Formell sieht der BdB die Notwen-
digkeit, dass jedes Modul mit einem 
Erfolgsnachweis abgeschlossen wer-
den muss. 

	Q Der zeitliche Umfang dieses modu-
larisierten Sachkundelehrgangs sollte 
sich mindestens auf 1 Jahr in Vollzeit 
belaufen. Auch hier anerkennt der BdB 
die politische Realität und schlägt als 
ersten umsetzbaren Schritt 3 Monate 
in Vollzeit vor.

	Q Der erfolgreiche Abschluss eines „mo-
dularisierten Sachkundelehrgangs“ ist 
mit dem erfolgreichen Absolvieren ei-
nes Praktikums verknüpft, von dem 
der größere Teil in einem Betreuungs-
büro oder einem Betreuungsverein ab-
solviert werden soll, ein weiterer bei 
einem Betreuungsgericht oder Betreu-
ungsbehörde. Bereits absolvierte be-
rufspraktische Erfahrungen oder Prak-
tika sollten individuell anerkannt wer-
den können.

Die Rechtsverordnung soll auch Bestim-
mungen darüber enthalten, nach denen 
Anbieter von Sachkundekursen zugelassen 
werden. Der Anbieter muss ein schlüssiges 
Gesamtkonzept vorlegen, Auskunft über 
die Qualifikation der beteiligten Dozen-
ten geben und mitteilen, nach welchen 
Kriterien eine erfolgreiche Teilnahme be-
scheinigt wird.

6. Zur Evaluation des Vergütungsgesetzes 
von 2019 fordert der BdB, dass auch
die sich ab 2023 ergebenden Mehrauf-
wände mit einbezogen werden und über 
das Ergebnis der Evaluation so recht-
zeitig berichtet wird, dass ein fortge-
schriebenes Vergütungsgesetz noch
in der nächsten Legislaturperiode des
Bundestages bis 2025 verabschiedet
werden kann.
Mit dieser Fortschreibung soll eine leis-
tungsgerechte Vergütung und die Ab-
schaffung der drei Vergütungsstufen er-
reicht werden.

7. Der BdB verfolgt weiter das Ziel, dass
die Qualifikation für Berufsbetreuer*in-
nen auf Hochschulniveau (modulari-
siertes Masterstudium) erfolgt. Ebenso 
verfolgt der BdB weiter das Ziel der Er-
richtung einer Betreuerkammer als be-
rufsständischer Selbstverwaltung.
Alle Weiterentwicklungen des Betreu-
ungsrechts werden vor dem Hintergrund
bewertet, ob sie in Richtung dieser Ziele
weiterführen.

Deshalb schlägt der BdB als Zwischen-
lösung bis zur Errichtung einer Betreuer-
kammer die Einführung eines dauerhaften 
Gremiums vor, das die fachliche (Weiter-)
Entwicklung der Berufsbetreuung zur Auf-
gabe hat. Dafür schlägt der BdB die im
Reformgesetz vorgesehene „Bundesfach-
stelle Unterstützte Entscheidungsfindung“ 
vor, die – nach Abschluss eines zumindest 
rudimentären Qualifikationsprofils in der
Verordnung zum Sachkundenachweis –
die weitere notwendige Vertiefung vor-
nehmen könnte. Dieses geplante Gre-
mium könnte sich nicht nur den Prozess
der Weiterentwicklung des Konzepts der
„Unterstützten Entscheidungsfindung“
zu eigen machen, wie es momentan ge-
plant ist, sondern erweitert werden um
die Diskussion der (fachlichen) Qualitäts-
sicherung.

Vertreter*innen des Berufs müssen dabei 
aufgrund ihrer aus der Praxis stammen-
den Expertise unbedingt hinzugezogen
werden.

Der BdB erkennt das Konzept der Unter-
stützten Entscheidungsfindung als zent-
rale Methode der professionellen Berufs-
betreuung an.  Der Verband wirkt feder-
führend auf die Formulierung fachlicher
Standards für die praktische Gestaltung
der Unterstützten Entscheidungsfindung
im Diskurs mit den anderen Akteuren des 
Betreuungswesens hin und vertritt diese
Standards im weiteren politischen Pro-
zess sowie in entsprechenden Gremien.

Delegiertenversammlung 2021


